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1 Bezirksregierung Arnsberg - Dez. 
22 - NL Hagen 
Kampfmittelbeseitigung WL 

- - - 

2 Bezirksregierung Arnsberg - Dez. 
65 - NL Dortmund 
Rechtsangelegenheiten, Mark-
scheidewesen 

Keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken. Der 
Planänderungsbereich befindet sich außerhalb verliehener 
Bergwerksfelder. Bergbau ist in den hier vorhandenen Un-
terlagen nicht verzeichnet. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

3 Deutsche Telekom Technik 
GmbH T NL West, PTI 15 
Früher: Deutsche Telekom Netz-
produktion GmbH - NL Münster, 
PTI 13 

Gegen die vorgelegte Änderung des Bebauungsplanes 
bestehen keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

4 Stadt Ennigerloh: Eigenbetrieb 
Abwasser der Stadt Ennigerloh 

Das Schmutz- und Niederschlagswasser von dem B-Plan 
Gebiet Nr. 207 "Windmühlenweg", 1. Änderung, ist in die 
Mischwasserkanalisation in der Straße "Uhr´s Knäppken" 
abzuleiten.  
Das hangabfließende Oberflächenwasser von den südli-
chen Flächen darf nicht in die öffentliche Mischwasserka-
nalisation eingeleitet werden.  
 
Das hangabfließende Oberflächenwasser kann in einen 
angrenzenden Niederschlagswasserkanal (siehe Anhang) 
abgeleitet werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zur Bestimmung der Untergrundverhält-
nisse für die Durchführung der Baumaß-
nahme wurde die Hinz Ingenieure 
GmbH von der Stadt Ennigerloh beauf-
tragt, die örtliche Situation aus hydroge-
ologischer Sicht zu beschreiben und mit 
Blick auf die geplante Bebauung zu be-
urteilen (Gutachten über die hydrogeo-
logischen Verhältnisse im Baubereich, 
HINZ Ingenieure GmbH, Münster, Juni 
2018). 
Aufgrund der örtlichen Situation mit bin-
digen Böden bis zur Geländeoberfläche 
kann Oberflächenwasser hangabwärts 
fließen. 
Die anstehenden bindigen Böden sind 
wenig erosionsgefährdet. Im Falle ext-
remer Niederschlagsereignisse ist je-
doch mit dem hangabwärts fließenden 
Wasser ein geringer Bodentransport 
nicht ausgeschlossen. 

Kein Beschluss erforderlich. 
 
Nach der öffentlichen Auslegung 
wurde der Bebauungsplan in dem 
Punkt ergänzt. 
Eine eingeschränkte Beteiligun-
gen des Betroffenen gemäß § 4a 
(3) Satz 4 BauGB hat stattgefun-
den, so dass die Änderung ohne 
erneute öffentliche Auslegung 
vorgenommen werden konnte. 
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Daher sollten an der Grundstücksgrenze 
ggf. zusätzliche Maßnahmen zur Ver-
meidung des Übertritts auf den Unterlie-
ger vorgesehen werden. 
Infolge der Bebauung des geplanten 
Baubereiches wird es bei einer kontrol-
lierten Aufnahme und Abführung von 
Oberflächenwasser auch nicht zu einer 
Weiterleitung von anfallendem Oberflä-
chenwasser auf den Unterlieger nördlich 
der Straße Uhr’s Knäppken kommen. 
Aus gutachterlicher Sicht werden keine 
nachteiligen Veränderungen der Grund-
wasserverhältnisse als Folge der Er-
schließung und Bebauung des Flur-
stücks auftreten. 
 
Es erfolgt folgende Ergänzung (Fett-
druck) der bereits getroffenen Festset-
zung:  
 
Innerhalb des Plangebietes ist bei der 
Errichtung von baulichen Anlagen ein-
schließlich der Versiegelung von Bau-
grundstücksfläche durch Stellplätze und 
deren Zufahrten im Rahmen eines Bau-
antragsverfahrens der Nachweis einer 
kontrollierten Aufnahme und Abführung 
von Oberflächenwasser nachzuweisen.  
Das hangabfließende Oberflächen-
wasser kann in einen angrenzenden 
Niederschlagswasserkanal abgeleitet 
werden. 

Dabei ist die Abwehr nachteiliger Aus-
wirkungen durch den Ab-fluss von Ober-
flächenwasser auf das Baugrundstück 
selbst und auf die benachbarten be-
bauten und unbebauten Bau-
grundstücke darzulegen und die Funkti-
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on der zu treffenden Maßnahmen nach-
zuweisen. Eine erforderliche Auffüllung 
des Baugrundstückes kann ausnahms-
weise zugelassen werden. 
Hierfür ist die entsprechende Ab-
stimmung mit der Stadt Ennigerloh: 
Eigenbetrieb Abwasser der Stadt En-
nigerloh zu führen. 

 

5 Stadt Ennigerloh: Erschließungs-
beitragswesen 

- - - 

6 ExxonMobil Production Deutsch-
land GmbH 
Abteilung Public & Government 
Affairs 

- - - 

7 Stadt Ennigerloh: Fachbereich 
Ordnung & Soziales 

- - - 

8 Geologischer Dienst Nordrhein-
Westfalen Landesbetrieb 

Zum o.g. Verfahren gebe ich folgende Hinweise: 
 
Ingenieurgeologie, Mutterboden und Niederschlagsversi-
ckerung: 
Aus ingenieurgeologischer Sicht ist vor Beginn von Bau-
maßnahmen der Baugrund objektbezogen zu untersuchen 
und zu bewerten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei 
Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen der 
Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhal-

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
Zur Bestimmung der Untergrundverhält-
nisse für die Durchführung der Baumaß-
nahme wurde die Hinz Ingenieure 
GmbH von der Stadt Ennigerloh beauf-
tragt, die örtliche Situation aus hydroge-
ologischer Sicht zu beschreiben und mit 
Blick auf die geplante Bebauung zu be-
urteilen (Gutachten über die hydrogeo-
logischen Verhältnisse im Baubereich, 
HINZ Ingenieure GmbH, Münster, Juni 
2018). 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
Bei dem Hinweis handelt es sich um die 

 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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ten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im 
Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern 
und später wieder einzubauen. 
 
Im Falle von Flächenversiegelungen bitte ich darum, die 
Möglichkeiten zur ortsnahen Versickerung gering ver-
schmutzter Niederschlagswässer gem. § 44 LWG zu prü-
fen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte um weitere Beteiligung im laufenden Verfahren. 

Wiedergabe einer Generalklausel des 
BauGB. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
Die Durchlässigkeit von Böden ist all-
gemein abhängig von ihrem Feinkornan-
teil im Korngemisch. Die Durchlässigkeit 
des aufgefüllten bindigen Bodens wird 
mit kf < 1x10

-8
 m/s abgeschätzt. Auf-

grund seiner Plastizität und des hohen 
Feinkornanteils ist der verwitterte Mergel 
gering durchlässig bis praktisch un-
durchlässig (Gutachten über die hydro-
geologischen Verhältnisse im Baube-
reich, HINZ Ingenieure GmbH, Münster, 
Juni 2018). Eine Versickerung scheidet 
daher aus. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
Eine weitere Beteiligung der Behörden 
ist nach der erfolgten zweistufigen Betei-
ligung gem. §§ 4 (1), (2) BauGB nicht 
vorgesehen und nicht erforderlich. 
 

 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 

9 Handwerkskammer Münster 
Geschäftsbereich Wirtschaftsför-
derung 

- - - 

10 Industrie- und Handelskammer 
Nord-Westfalen zu Münster 

Weder Anregungen noch Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

11 Kreis Warendorf, Bauamt Zu dem o.a. Planungsvorhaben habe ich folgende Anmer-
kung: 
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Untere Naturschutzbehörde: 
Gegen die geplante Änderung des Bebauungsplans be-
stehen aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken 
unter Beachtung der folgenden Anregungen: 
 
Anregungen 
1. Um die Verbote des Artenschutzrechts des BNatSchG 
zu berücksichtigen, sind in der Begründung unter Pkt. 4.1 
Maßnahmen aufgeführt, die bei der Fällung/Rodung der 
Gehölze im Westen des Plangebiets zu beachten sind. 
Damit die genannten Maßnahmen zukünftig beachtet 
werden, sind sie unter „Hinweise“ in der Planzeichnung 
des Bebauungsplans aufzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Folgender Hinweis wird in die Plan-
zeichnung aufgenommen: 
 
Um ein Töten und Verletzen der poten-
ziell im Plangebiet vorkommenden Vo-
gelarten zu vermeiden, muss die Bau-
feldvorbereitung (Rodung/Fällung an-
stehender Gehölze) außerhalb der Fort-
pflanzungs- und Aufzuchtszeit von Vö-
geln im Zeitraum von Oktober bis Ende 
Februar erfolgen. Ist die Baufeldvorbe-
reitung in diesem Zeitraum nicht mög-
lich, ist durch einen Gutachter sicherzu-
stellen, dass die zu fällenden Gehölze 
und die zu beseitigende krautige Vege-
tation nicht als Fortpflanzungs- und Ru-
hestätte von Vögeln dienen. Gegebe-
nenfalls sind durch den Gutachter ge-
eignete Maßnahmen zu bestimmen. 
 
Um eine Betroffenheit von Fledermäu-
sen zu vermeiden, sind die relevanten 
Strukturen vor Beginn der Fäll-, Ro-
dungs- und Abbrucharbeiten zu untersu-
chen. Bei einem positiven Befund müs-
sen je nach Zwischen-, Sommer-, Win-
terquartiere oder Wochenstuben ent-
sprechend angepasste Vermeidungs-
maßnahmen getroffen werden. Mögliche 
Vermeidungsmaßnahmen sind die Ver-
schiebung der Rodungsmaßnahmen auf 
einen Zeitraum außerhalb der Aktivitäts- 
oder Ruhephase gehölzbewohnender 

 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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2. Zur Dokumentation der Artenschutzprüfung sind gemäß 
Handlungsempfehlung des MKULNV vom 22.12.2010 
zum Artenschutz in der Bauleitplanung die Muster-
Protokolle des Landesamts für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz NW zu verwenden. 
Im vorliegenden Fall sind die Bögen A und B zu ergänzen 
und mir vor Satzungsbeschluss vorzulegen. 
 
 
 
3. Unter Pkt. 4 der Begründung wird ausgeführt, dass Ge-
hölze möglichst zu erhalten sind. Möglicher Verlust ist zu 
kompensieren.“ 
Damit diese Kompensationsverpflichtung bei Gehölzent-
nahme zukünftig beachtet wird, ist sie unter Hinweise in 
der Planzeichnung des Bebauungsplans aufzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fledermausarten in Abhängigkeit der Art 
der vorgefundenen Quartiere. 
 
 
Der Bogen A der Artenschutzprüfung 
werden der Begründung zur Satzung 
zugefügt. 
Nach telefonischer Rücksprache mit der 
Unteren Naturschutzbehörde kann, da 
keine artspezifischen Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen notwendig sind, 
auf den Bogen B verzichtet werden. 
 
 
Die Baumschutzsatzung der Stadt Enni-
gerloh wurde am 18.04.2005 abge-
schafft. Am westlichen Randbereich des 
Flurstückes 476 befindet sich eine aus-
geprägte Gehölzstruktur, welche einen 
waldartigen Charakter aufweist. Da die 
Baumschutzsatzung der Stadt Enniger-
loh am 18.04.2005 abgeschafft wurde, 
unterliegen diese Bäume keinem be-
sonderen Schutzstatus (siehe auch Ka-
pitel 4.). 
Da auch aus artenschutzfachlicher Sicht 
keine Notwendigkeit zum zwingenden 
Erhalt der Gehölze besteht (siehe lfd. 
Nr. 13a) wird auf eine Erhaltfestsetzung 
verzichtet. 
Die Formulierung „Die Gehölze sind 
möglichst zu erhalten. Möglicher Verlust 
ist zu kompensieren.“ ist in der Begrün-
dung zum B-Plan vor der Bewertung, 
dass die Gehölzstrukturen nicht zwin-
gend zur erhalten sind, erfolgt und kann 
nunmehr entfallen. 
 
 

 
 
 
 
Der Anregung zur Ergänzung der 
Begründung um den Bogen A der 
Artenschutzprüfung wird zur Sat-
zung nachgekommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zur Festsetzung 
eines Erhaltes der Bäume wird 
nicht gefolgt. 
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Amt für Umweltschutz: 
Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige 
Flächen und Altlasten noch das Verzeichnis über Altabla-
gerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderun-
gen enthalten zurzeit Eintragungen im Plange-
biet/Änderungsbereich und im Untersuchungsgebiet der 
Umweltprüfung. 
Auch darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, 
die den Verdacht einer Altlast oder schädlichen Boden-
veränderung begründen.  
Bezüglich der Umweltprüfung werden Belange des Bo-
denschutzes in der Begründung /im Umweltbericht auch 
vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem 
Maße berücksichtigt. Ergänzungen sind aus meiner Sicht 
nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 
 
 

12 Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW - Regionalforstamt Müns-
terland 

Keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

13 Landesbüro der Naturschutzver-
bände 
 

Stellungnahme mit Vollmacht der Landesnaturschutzver-
bände NABU und BUND sowie im Auftrag des nach § 60, 
Abs. 2 BNatSchG anerkannten Naturschutzvereines VNU 
/ LNU im Kreis Warendorf: 
 
1. Vorkommen besonders geschützter Pflanzen nach § 44 
(1) BNatSchG 
Der Bebauungsplan Nr. 207 „Windmühlenweg“ soll im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB geändert wer-
den. Ein Eingriff in den Natur- und Landschaftshaushalt ist 
danach durch die Bebauungsplanänderung nicht gege-
ben. Jedoch müssen im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung die artenschutzrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere die Verbote nach § 44 (1) Bundesnatur-
schutzgesetz, welche bei der Umsetzung des Bebau-
ungsplanes entstehen, als spezielle Artenschutzprüfung 
(ASP) abgeprüft werden. 
 
Die Auswertung des Internetportals des LANUV NRW 

Die Bedenken bezüglich des Arten-
schutzes für Tiere sowie Pflanzen wurde 
durch eine nachträgliche Stellungnahme 
des BUND (Schreiben vom 23.07.2018, 
lfd. Nr. 13a) revidiert. Der vorkommende 
Florenbestand im Geltungsbereich ent-
halte keine geschützten Arten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kein Beschluss erforderlich 
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durch das beauftragte Planungsbüro umfasst in diesem 
Falle jedoch nur Vogel-, Säugetier- und Amphibienarten. 
Von diesen wurden gemäß Begründungstext lt. Land-
schaftsinformationssammlung des Landes Nordrhein-
Westfalen (Linfos) im Plangebiet selbst keine planungsre-
levanten Arten kartiert.  
 
Dieses Vorgehen zur Artenschutzprüfung erscheint jedoch 
im vorliegenden Falle nicht ausreichend. Durch das stän-
dig oder häufig über das Grundstück abfließende Hang-
wasser (siehe Punkte 4. und 6.2 der Begründung) hat sich 
nach Aussagen von Anwohnern dort eine Feuchtwiese 
gebildet, die möglicherweise besonders geschützte Pflan-
zenarten nach § 44 (1) BNatSchG aufweist. Die Fläche ist 
daher auf das Vorkommen geschützter Pflanzenarten hin 
zu prüfen, bevor dort eine überbaubare Grundstücksfläche 
festgesetzt wird.  
 
Eine Kartierung ist allerdings derzeit aufgrund der jahres-
zeitlich bedingten Vegetationsentwicklung nicht möglich. 
Sie könnte Erfolg versprechend erst im Mai d. J. durchge-
führt werden. Hilfestellung könnte hier der Verein Natur- 
und Umweltschutz im Kreis Warendorf e. V. (VNU) geben, 
der über kompetente ehrenamtliche Pflanzenkenner ver-
fügt. Herr Erhard Scholz, Sendenhorst, 2. Vorsitzender 
des VNU, wäre der diesbezügliche Ansprechpartner. 
 
Korrigiert werden sollte der Satz auf S. 13 „Die Fläche ist 
weitgehend frei von Vegetation, da es sich lt. Tabelle der 
zu betrachtenden Schutzgüter (S. 12) um Grünland han-
delt. 
 
2. Zu erhaltende Einzelbäume 
Am Westrand des Grundstücks außerhalb der Waldfläche 
befinden sich einige größere Einzelbäume. Diese mögen 
unter forstwirtschaftlichen Aspekten nicht erhaltenswert 
sein. Die Stadt Ennigerloh sollte jedoch prüfen, ob diese 
Bäume nicht aus ökologischen Gründen als „zu erhalten-
de Einzelbäume“ festzusetzen sind, wie dies bereits an 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Baumschutzsatzung der Stadt Enni-
gerloh wurde am 18.04.2005 abge-
schafft. Am westlichen Randbereich des 
Flurstückes 476 befindet sich eine aus-
geprägte Gehölzstruktur, welche einen 
waldartigen Charakter aufweist. Da die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zur Festsetzung 
eines Erhaltes der Bäume wird 
nicht gefolgt. 
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der nördlichen Grenze des Bebauungsplanes erfolgte. Baumschutzsatzung der Stadt Enniger-
loh am 18.04.2005 abgeschafft wurde, 
unterliegen diese Bäume keinem be-
sonderen Schutzstatus (siehe auch Ka-
pitel 4.). 
Da auch aus artenschutzfachlicher Sicht 
keine Notwendigkeit zum zwingenden 
Erhalt der Gehölze besteht (siehe lfd. 
Nr. 13a) wird auf eine Erhaltfestsetzung 
verzichtet. 
Die Formulierung „Die Gehölze sind 
möglichst zu erhalten. Möglicher Verlust 
ist zu kompensieren.“ ist in der Begrün-
dung zum B-Plan vor der Bewertung, 
dass die Gehölzstrukturen nicht zwin-
gend zur erhalten sind, erfolgt und kann 
nunmehr entfallen. 
 

13.
a 

 Zu meiner Stellungnahme zum B-Plan 207 "Windmühlen-
weg", Ostenfelde, möchte ich Ihnen mitteilen, dass ich 
kürzlich Gelegenheit hatte, mit Herrn Stadtmann vom VNU 
über den Florenbestand des zur Bebauung vorgesehenen 
Grundstücks zu sprechen. Er teilte mir mit, dass er dort 
keine geschützten Arten vorgefunden habe. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

14 Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen, Kreisstellen Gü-
tersloh / Münster / Warendorf 

Die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen bringt 
als Träger öffentlicher Belange - Landwirtschaft - zu der 
Planung keine Anregungen oder Bedenken vor. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

15 Stadt Ennigerloh: Liegenschaften - - - 

16 LWL - Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Münster 

- - - 

17 Regionalverkehr Münsterland 
GmbH, Lüdinghausen 
Verkehrsmanagement 

- - - 

18 RWTH Aachen Keine Einwände. Aus Sicht der RWTH bestehen keine Be- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis Kein Beschluss erforderlich. 
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Lehrstuhl und Institut für Mark-
scheidewesen 

rührungs- bzw. Konfliktpunkte zwischen der Stadt Enni-
gerloh und den bergrechtlichen Belangen der RWTH. 

genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

19 Stadt Ennigerloh: Stadt Enniger-
loh 

- - - 

20 Stadtwerke ETO GmbH & Co. 
KG 

Keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

21 Stadt Ennigerloh: Straßenpla-
nung 

- - - 

22 Stadt Ennigerloh: Untere Denk-
malbehörde 

- - - 

23 Wasser- und Bodenverband c/o 
Stadt Warendorf 

Keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 

24 Wasserversorgung Beckum 
GmbH 

Keine Bedenken. Löschwasser für den Grundschutz kann 
dem Trinkwassernetz entnommen werden über die vor-
handenen Hydranten. Die Menge ist abhängig vom Netz-
verbrauch und Netzentwicklung. Über umliegende Hyd-
ranten können bis zu 48 cbm/h entnommen werden. 

Die Hinweise zum Löschwasserangebot 
werden als Hinweise in die Begründung 
und die Planzeichnung aufgenommen. 
 
 

Kein Beschluss erforderlich. 
 
Da durch den Hinweis die Planin-
halte nicht verändert werden, 
ergibt sich keine Notwendigkeit 
zur erneuten öffentlichen Ausle-
gung des Planentwurfes gemäß § 
4a BauGB. 
Eine erneute Beteiligung ist nur 
erforderlich, wenn Planungsinhal-
te verändert wurden. 
 

25 Stadt Ennigerloh: Wirtschaftsför-
derung 

- - - 

26 Stadt Beckum - Brandschutz-
dienststelle 

Keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 

Kein Beschluss erforderlich. 
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1 Anwohner 
 

mit diesem Schreiben legen wir Widerspruch gegen die 1. 
Änderung des B-Plans Nr.207 ein. 
Die Begründung des Widerspruchs wird in den Unterpunk-
ten einzeln aufgeführt. 
1. Historie des Baugebietes Uhrs Knäppken 
2. Straße Uhrs Knäppken unter Berücksichtigung der 

Parkplatz Situation 
3. Stellungnahme zur 1. Änderung des B-Plans 
4. Fazit 
 
 
1: 
1982 wurde vom dem damaligen Eigentümer, Karl Uhr 
(Fa. Uhr Silobau), das Projekt Uhrs Knäppken in Angriff 
genommen. 
Es sollte ein Wohnpark entstehen mit 7 Häusern und ei-
nem Wildgehege im Südteil des Baugebietes. So zumin-
dest waren die Vorstellungen des Herrn Uhr. Die Bauplät-
ze wurden durch Herrn Uhr wie folgt vergeben. 
2 Parzellen behielt er für sich Nr. 453 + 457 im B-Plan. 
1 Parzelle erhielt eine Mitarbeiterin der Fa. Uhr. Nr. 455-
456 im B-Plan. 1 Parzelle erhielten wir, Familie Baumer, 
Nr. 475 im B-Plan. 
Es sollten nur Einfamilienhäuser gebaut werden mit max. 
einer Einliegerwohnung. Darauf haben sich alle verlassen 
und es wurde nicht nach Grundstücksflächenzahlen und 
Geschossflächenzahlen geschaut. Keiner hat damals da-
mit gerechnet, dass diese beiden Werte noch mal wichtig 
werden könnten. Herrn Uhr war es sogar so wichtig, ein 
gutes Erscheinungsbild seiner Straße zu erzielen, dass er 
sich von allen Beteiligten die Bauzeichnungen hat vorle-
gen lassen. 
Selbst die Planung der Straße und der Versorgungsleitun-
gen hat er selbst übernommen. Er schloss hierfür extra 
mit der Stadt Ennigerloh einen Erschließungsvertrag am 
14.09.1983 ab. Unterzeichner waren für die Stadt Enniger-
loh Kottenstein / Wörtler. Nachdem die ersten Häuser im 
Rohbau standen, verstarb Herr Uhr leider. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Die Nachfolge für die Abwicklung des Baugebietes trat 
Herr Reinhold Micheel, Fa. Uhr, an. Doch leider konnte 
das Projekt nicht richtig zu Ende gebracht werden, nur 
noch eine Parzelle wurde 1999 vergeben, an eine Mitar-
beiterin der Fa. Uhr Nr. 449-450 im B-Plan. 
Die Fa. Uhr kam dann im Laufe der Jahre in Schwierigkei-
ten, so dass ein Weiterkommen mit den noch 2 freien 
Parzellen nicht verfolgt wurde. Im Laufe der Jahre 2001-
2012 wurden dann die beiden Uhr Häuser an Fam. Müller 
und Fam. Linius verkauft. Etwa zeitgleich wurden die bei-
den bebaubaren Parzellen und der gesamte Nordhang 
südlich und westlich des B-Plans an Frau/ Herrn Gnegeler 
verkauft. 
Uns ist schon klar, dass wir rechtlich keinen Anspruch aus 
den Plänen des Verstorbenen Herrn Uhr ableiten können, 
aber erwähnen wollten wir es doch einmal. 
 
 
2: 
Die Straße Uhrs Knäppken wurde konzipiert ohne Bürger-
steige und mit einem Rundbeet auf dem Wendehammer.  
Zur Zeit wohnen hier 5 Familien mit insgesamt 15 Pkw. 
Das macht einer guten Nachbarschaft nichts aus. Wenn 
Freunde und Bekannte zu Besuch kommen, wird es schon 
mal eng, klappt aber unter Inanspruchnahme aller Stellge-
legenheiten ganz gut. 
Unter der Annahme, dass die Erweiterung des Bebau-
ungsplanes ein Einzelhaus mit 6 Wohneinheiten zulassen 
würde, würden die Parkmöglichkeiten nicht mehr ausrei-
chen. 
Es würde zu einem permanenten Stellplatz Notstand 
kommen und der soziale Frieden der ges. Nachbarschaft 
würde infrage gestellt werden. Auch werden schon heute 
hin und wieder Fahrzeuge der Dorfstraße und des Wind-
mühlenweges hier abgestellt. 
Steht morgens ein Fahrzeug im Eingangsbereich der 
Straße, ist es den Müllfahrzeugen nicht möglich die Stra-
ße zu befahren. Müllfahrzeuge fahren in unsere Straße 
nur rückwärts, da sie am Ende der Straße (Rundbeet) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die dem Bebauungsplan zugrundelie-
gende Planung sieht für den Geltungs-
bereich ein freistehendes Einfamilien-
haus vor, das sich in die gebaute Nach-
barschaft einfügt. Die Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung sind 
dementsprechend restriktiv gefasst und 
sehen z.B. maximal ein Vollgeschoss 
vor. Auch lässt das durch Baugrenzen 
definierte Baufeld mit 15,00 m x 18,00 m 
keine großflächige Überbauung zu. So-
mit ist ein Einzelhaus mit bis zu 6 
Wohneinheiten nicht umsetzbar. Viel-
mehr ist mit einer Bebauung von bis zu 
zwei Wohneinheiten auszugehen. 
Die Frage der erforderlichen Stellplätze 
ist abschließend im Baugenehmigungs-
verfahren zu beantworten. Der Bauan-
trag muss ausreichend Stellplatzflächen 
auf eigenem Grundstück nachweisen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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nicht wenden können. 
Würden die beiden freien Parzellen bebaut werden, könn-
ten noch mindestens 6 Pkw hinzukommen, dann wäre die 
Straße ohne Bürgersteige und ohne zusätzliche Parkmög-
lichkeiten am Ende. Wo sollen die zusätzlichen 6 Familien 
ihre Pkw abstellen? 
,,Die von der Stadt angestrebte Verdichtung führt zu 
Spannungen in der Nachbarschaft". 
 
 
3: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Das Plangrundstück ist groß genug, um 
mindestens zwei Stellplätze / Garagen / 
Carports unter zu bringen. Unter Aus-
nutzung der erforderlichen Zufahrten 
können über den bauordnungsrechtli-
chen Bedarf hinaus weitere Stellplätze 
angeboten werden. Eine Gefährdung 
des Sozialfriedens aufgrund der vorlie-
genden Planung durch zu knappen 
Parkraum wird daher nicht gesehen.  
 
Das Plangebiet befindet sich am Orts-
rand von Ennigerloh, allerdings in inte-
grierter Lage und wird von drei Seiten 
von Bebauung umgeben bzw. besteht 
nördlich angrenzend planungsrechtlich 
die Möglichkeit für eine Wohnbebauung. 
Da auch bereits die Erschließung des 
Plangebietes gegeben ist, kann plane-
risch von einem Innenbereich gespro-
chen werden. Die Ausweisung neuer 
Bauflächen im Außenbereich hätte u.a. 
zusätzliche Versiegelungen durch erfor-
derliche Erschließungsstraßen zur Fol-
ge, worauf mit vorliegender Planung 
verzichtet werden kann. Die heute noch 
unbebauten Grundstücksflächen stehen 
derzeit dem Grundstücksmarkt nicht zur 
Verfügung und entziehen sich somit ei-
ner Bebaubarkeit. In Ennigerloh besteht 
eine hohe Nachfrage nach Wohnraum, 
sodass durch die vorliegende Planung 
diesem entsprochen werden soll. 
 
Die in Kapitel 1.5.4 dargestellten Fest-
setzungen beschreiben die Festsetzun-
gen des derzeit rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes. Dieser sieht für die angren-
zenden Baugrundstücke eine Geschoss-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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flächenzahl von 0,5 vor. Richtig ist, dass 
mit der vorliegenden 1. Änderung des 
Bebauungsplanes die Geschossflächen-
zahl auf 0,4 festgesetzt werden soll, was 
einhergeht mit der Festsetzung zur zu-
lässigen Zahl der Vollgeschosse (ein 
Vollgeschoss). 
 
Für die benannten Parzellen sind die 
Festsetzungen des bestehenden Be-
bauungsplanes Nr. 207 maßgeblich. 
Dieser sieht eine eingeschossige, offene 
Bauweise mit Einzelhausbebauung vor. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 
0,4 und die Geschossflächenzahl (GFZ) 
auf 0,5 festgesetzt. Bezüglich der bauli-
chen Gestaltung wurden die Dachfor-
men auf geneigte Dächer mit einer 
Dachneigung von 30° - 45° beschränkt. 
Die Hauptfirstrichtung wurde auf eine 
Ost-West-Ausrichtung vorgeschrieben. 
Ausgehend von diesen Festsetzungen 
kann eine spätere Bebauung auf den 
Grundstücken abgeleitet werden, womit 
auch eine Beeinträchtigung für die 
Nachbarschaft abgeschätzt werden 
kann. 
Da für die bestehenden Gebäude in der 
Nachbarschaft die gleichen Festsetzun-
gen gelten und diese auch nach diesen 
errichtet wurden, ist mit keiner unver-
hältnismäßigen Bebauung zu rechnen. 
Die in Rede stehende 1. Änderung des 
Bebauungsplanes orientiert sich eben-
falls an diesen Festsetzungen und fügt 
sich somit ebenfalls in die Bestandsbe-
bauung ein. Unter Berücksichtigung der 
bauordnungsrechtlichen Abstandsflä-
chen ist auch hinsichtlich einer ausrei-

 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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chenden Belichtung und Belüftung von 
keinen negativen Auswirkungen auszu-
gehen.  
 
Zur Bestimmung der Untergrundverhält-
nisse für die Durchführung der Baumaß-
nahme wurde die Hinz Ingenieure 
GmbH von der Stadt Ennigerloh beauf-
tragt, die örtliche Situation aus hydroge-
ologischer Sicht zu beschreiben und mit 
Blick auf die geplante Bebauung zu be-
urteilen (Gutachten über die hydrogeo-
logischen Verhältnisse im Baubereich, 
HINZ Ingenieure GmbH, Münster, Juni 
2018). Dieses kommt zu dem Ergebnis, 
dass aufgrund der örtlichen Situation mit 
bindigen Böden bis zur Geländeoberflä-
che Oberflächenwasser hangabwärts 
fließen kann. Die anstehenden bindigen 
Böden sind wenig erosionsgefährdet. Im 
Falle extremer Niederschlagsereignisse 
ist jedoch mit dem hangabwärts fließen-
den Wasser ein geringer Bodentransport 
nicht ausgeschlossen. 
Daher sollten an der Grundstücksgrenze 
ggf. zusätzliche Maßnahmen zur Ver-
meidung des Übertritts auf den Unterlie-
ger vorgesehen werden. 
Infolge der Bebauung des geplanten 
Baubereiches wird es bei einer kontrol-
lierten Aufnahme und Abführung von 
Oberflächenwasser auch nicht zu einer 
Weiterleitung von anfallendem Oberflä-
chenwasser auf den Unterlieger nördlich 
der Straße Uhr’s Knäppken kommen. 
Aus gutachterlicher Sicht werden keine 
nachteiligen Veränderungen der Grund-
wasserverhältnisse als Folge der Er-
schließung und Bebauung des Flur-

 
 
 
 
Den Bedenken wird wie beschrie-
ben begegnet und eine entspre-
chende Festsetzung in den Be-
bauungsplan mit aufgenommen. 
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stücks auftreten. 
Der zukünftig für eine Bebauung vorge-
sehene Bereich liegt deutlich niedriger 
liegt als die südlich angrenzende land-
wirtschaftliche Fläche.  
Im Rahmen der Umsetzung der Bauleit-
planung ist dafür Sorge zu tragen, dass 
die Terrasse und die Oberkante Erdge-
schossfußboden des zukünftigen Bau-
vorhabens höher angelegt werden als 
die südlich anschließende Freifläche / 
Gartenfläche des betreffenden Bau-
grundstückes bzw. die daran anschlie-
ßende landwirtschaftliche Fläche. Die 
Terrasse und der Erdgeschossfußboden 
sind so herzustellen, dass sie sich nicht 
unterhalb der natürlichen Geländeober-
fläche und somit nicht den Wasser- und 
Schlammeintritt von der höher liegenden 
Fläche aus begünstigen.  
 
Im vorliegenden Fall geht es um ein vom 
Oberlieger auf den Unterlieger abge-
hende Bodenerosion in Form von 
Schlamm infolge eines ungewöhnlichen 
Starkregenereignisses (sog. Hangwas-
ser). Dabei ist die topografische Situati-
on nicht ungewöhnlich und verbietet in 
keinem Fall das planerische Nebenei-
nander von Wohngrundstücken und 
landwirtschaftlicher Fläche.  
Der Plangeber ist aber gehalten, mögli-
che negative Auswirkungen auf die ge-
planten wie vorhandenen Baugrundstü-
cke auszuschließen bzw. hier keinen 
Konflikt durch seine Bauleitplanung ent-
stehen zu lassen.  
 
Es erfolgt folgende Festsetzung:  
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Innerhalb des Plangebietes ist bei der 
Errichtung von baulichen Anlagen ein-
schließlich der Versiegelung von Bau-
grundstücksfläche durch Stellplätze und 
deren Zufahrten im Rahmen eines Bau-
antragsverfahrens der Nachweis einer 
kontrollierten Aufnahme und Abführung 
von Oberflächenwasser nachzuweisen.  
Das hangabfließende Oberflächenwas-
ser kann in einen angrenzenden Nieder-
schlagswasserkanal abgeleitet werden. 
Dabei ist die Abwehr nachteiliger Aus-
wirkungen durch den Abfluss von Ober-
flächenwasser auf das Baugrundstück 
selbst und auf die benachbarten bebau-
ten und unbebauten Baugrundstücke 
darzulegen und die Funktion der zu tref-
fenden Maßnahmen nachzuweisen. Ei-
ne erforderliche Auffüllung des Bau-
grundstückes kann ausnahmsweise zu-
gelassen werden. 
Hierfür ist die entsprechende Abstim-
mung mit der Stadt Ennigerloh - Eigen-
betrieb Abwasser der Stadt Ennigerloh - 
zu führen. 
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Die Hinweise zur angrenzenden 
Feuchtwiese werden zur Kenntnis ge-
nommen. Eine artenschutzrechtliche Be-
troffenheit ergibt sich hieraus nicht. Im 
Plangebiet und seinem Wirkungsbereich 
befinden sich keine geschützten Arten. 
Zum Thema Entwässerung und Oberflä-
chenwasser siehe oben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 207 wird im beschleunigten Verfah-
ren gem. § 13a BauGB durchgeführt.  
 
Die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des § 13a BauGB sind gegeben: 

 Die Planung dient der Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum, 

 Die Planung dient der Innenentwick-
lung und Nachverdichtung, 

 Die zulässige Grundfläche nach 
BauNVO innerhalb des Änderungsbe-
reiches liegt unter 20.000 m² (Ände-
rungsbereich: 1.033 m²), 

 Bei der Planung sind keine Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 Satz 1 Bundesimmissions-
schutzgesetz zu beachten, 

 Durch die Planung wird keine Zuläs-
sigkeit von Vorhaben begründet, die 
der Umweltverträglichkeitsprüfung un-
terliegen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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 Mit der Planung ist keine Beeinträch-
tigung der in § 1 (6) Ziffer 7 Buchsta-
be b BauGB genannten Schutzgüter 
(Natura 2000: FFH-Gebiete / Europä-
ische Vogelschutzgebiete) verbun-
den. 

 
Da der Bebauungsplan gem. § 13a (1) 
BauGB im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt wird, kann auf die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung gem. § 2 (4) 
BauGB verzichtet werden. Gemäß § 13a 
(2) Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe in den 
Natur- und Landschaftshaushalt, die auf 
Grund der Aufstellung des Bebauungs-
planes zu erwarten sind, als im Sinne 
des § 1a (3) Satz 6 BauGB vor der pla-
nerischen Entscheidung erfolgt oder zu-
lässig. Hiervon unabhängig sind die ar-
tenschutzrechtlichen Belang im Rahmen 
des Aufstellungsverfahrens eines Be-
bauungsplanes zu berücksichtigen. Dies 
ist mit vorliegender Planung erfolgt und 
in der Begründung dargelegt. Im Plan-
gebiet und seinem Wirkungsbereich be-
finden sich keine geschützten Arten. 
 
 
Die vom Einwender beschriebenen Aus-
züge aus der Klausurtagung sind städ-
tebaulich nachvollziehbar und unter an-
deren Umständen nach wie vor verfol-
genswert. Allerdings musste man sich 
zur damaligen Zeit bereits mit Tatsachen 
auseinandersetzen, die nicht ohne wei-
teres zurückzunehmen waren. Eine Auf-
hebung des Bebauungsplanes und die 
damit verbundene Illegalisierung der 
Siedlung hätte einen schwerwiegenden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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4: 
eine Erweiterung des B-Plans lehnen wir unter folgenden 
Kriterien ab: 
 
Erst wenn die beiden noch bebaubaren Parzellen bebaut 
wurden, kann eine Abschlussbewertung vorgenommen 
werden. Erst dann ist klar wie viel Wohneinheiten tatsäch-
lich gebaut worden sind. Die Anzahl der Pkw Stellplätze 
ist dann auch geklärt. Da der Antragsteller derselbe ist, 
der über die beiden noch bebaubaren Parzellen verfügt, 
sollte er erst einmal diese beiden bebauen. Hier ist Bau-
recht vorhanden und er kann sofort anfangen. 
Würden jetzt 6 Wohneinheiten durch die 1. Änderung ge-
baut werden und später noch auf jeder Parzelle Nr. 
512+452 noch 3 Wohneinheiten, dann wären es 12 
Wohneinheiten mehr als heute (5 Wohneinheiten) in einer 
der kleinsten Straßen der Stadt Ennigerloh. Wenn die be-
baubaren Parzellen mit der maximalen GFZ 0,5 bebaut 
würden, wäre die Straße schon jetzt am Ende in Sachen 
PKW Stellplätze. Zumal die Richtzahl für Wohneinheiten 
in NRW § 51 Abs. 1 BauO NRW für 1 Wohnung je 1 Stell-

Eingriff in das Eigentumsrecht der Be-
wohner zur Folge und wurde daher nicht 
verfolgt. Nichtsdestotrotz wurde der 
Siedlungskörper im betroffenen Bereich 
nicht weiter in den Landschaftsraum er-
weitert und somit dem Landschafts- und 
Naturschutz entsprochen und das be-
stehende Siedlungsbild erhalten. Mit der 
vorliegenden Änderung erfolgt ebenso-
wenig eine Erweiterung der Siedlung, 
sondern eine Nachverdichtung innerhalb 
des bestehenden Siedlungskörpers. 
Somit wird auch weiterhin dem Land-
schafts- und Naturschutz entsprochen, 
da mit Grund und Boden sparsam um-
gegangen und einer Versiegelung an 
anderer Stelle im Außenbereich vorge-
beugt wird. 
 
 
 
 
Die heute noch unbebauten Grund-
stücksflächen stehen derzeit dem 
Grundstücksmarkt nicht zur Verfügung 
und entziehen sich somit einer Bebau-
barkeit. In Ennigerloh besteht eine hohe 
Nachfrage nach Wohnraum, sodass 
durch die vorliegende Planung diesem 
entsprochen werden soll. 
Für die benannten Parzellen sind die 
Festsetzungen des bestehenden Fest-
setzungen des Bebauungsplanes Nr. 
207 maßgeblich. Dieser sieht eine ein-
geschossige, offene Bauweise mit Ein-
zelhausbebauung vor. Die Grundflä-
chenzahl (GRZ) wird auf 0,4 und die 
Geschossflächenzahl (GFZ) auf 0,5 
festgesetzt. Bezüglich der baulichen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein erneuter Beschluss erforder-
lich. 
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platz vorsieht. 
 
 
Auffallend ist, dass die Stadtverwaltung nicht bereit ist, 
uns Auskunft über die geplanten Wohneinheiten zu ge-
ben. Frau Seliger wollte am 14.12.2017 keine Fragen be-
antworten und hat auf den Kreis Warendorf verwiesen. 
Jedoch liegt im Kreis Bauamt kein Bauantrag vor, wie 
auch, wenn das ganze wahrscheinlich mit einem Freistel-
lungsverfahren durchgeführt wird. Auch einer Aktenein-
sicht wollte Sie nicht zustimmen, Sie verwies auf die Un-
terlagen, die im Internet einzusehen sind. 
Wenn man sich die Unterlagen richtig anschaut, kann man 
zu dem Schluss kommen, dass die Änderung zum B-Plan 
der Bauantragsplanung angepasst wurde, oder warum 
wurde die (GFZ) auf 0,4 herabgesetzt. Sonst würde das 
Einzelhaus wohl zu groß. Eine Offenlegung über Weih-
nachten und zur Jahreswende ist sicherlich auch kein Zu-
fall. 
 
 
Für die Bewohner der Straße Uhrs Knäppken ist es wich-
tig, dass es nicht zu Streitigkeiten kommt. Das wäre dann 
nicht mehr gegeben, wenn die Verdichtung der Wohnein-
heiten (heute 5, nach B-Plan Änderung 11, und noch 2 x 3 
nach Bebauung der 2 bebaubaren Parzellen Nr. 512+452 
dann = 17 Wohneinheiten.) demnächst so groß würde, 
dass es zu Störungen des sozialen Friedens führen wür-
de, beispielsweise durch zu wenig Parkplätze in einer 
Straße mit Rundbeet auf dem Wendehammer und ohne 
Bürgersteig an beiden Straßenrändern. 
Müllfahrzeuge können die Straße schon jetzt nur rück-
wärts befahren, parkende Pkw vorne in der Straße führen 
schon heute dazu, dass Müllfahrzeuge nicht durchkom-
men, und die Mülltonnen werden nicht geleert. 
 
 
 
 

Gestaltung wurden die Dachformen auf 
geneigte Dächer mit einer Dachneigung 
von 30° - 45° beschränkt. Die Hauptfirst-
richtung wurde auf eine Ost-West-
Ausrichtung vorgeschrieben. Ausgehend 
von diesen Festsetzungen kann eine 
spätere Bebauung auf den Grundstü-
cken abgeleitet werden, womit auch eine 
Beeinträchtigung für die Nachbarschaft 
abgeschätzt werden kann. 
 
Die dem Bebauungsplan zugrundelie-
gende Planung sieht für den Geltungs-
bereich ein freistehendes Einfamilien-
haus vor, das sich in die gebaute Nach-
barschaft einfügt. Die Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung sind 
dementsprechend restriktiv gefasst und 
sehen z.B. maximal ein Vollgeschoss 
vor. Auch lässt das durch Baugrenzen 
definierte Baufeld mit 15,00 m x 18,00 m 
keine großflächige Überbauung zu. So-
mit ist ein Einzelhaus mit bis zu 6 
Wohneinheiten nicht umsetzbar. Viel-
mehr ist mit einer Bebauung von bis zu 
zwei Wohneinheiten auszugehen. 
 
Da für die bestehenden Gebäude in der 
Nachbarschaft die gleichen Festsetzun-
gen gelten und diese auch nach diesen 
errichtet wurden, ist mit keiner unver-
hältnismäßigen Bebauung zu rechnen. 
Die in Rede stehende 1. Änderung des 
Bebauungsplanes orientiert sich eben-
falls an diesen Festsetzungen und fügt 
sich somit ebenfalls in die Bestandsbe-
bauung ein. Unter Berücksichtigung der 
bauordnungsrechtlichen Abstandsflä-
chen ist auch hinsichtlich einer ausrei-
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Die Wasserabführung (Drainage) muss ganz klar durch 
die Stadtverwaltung geklärt werden und nicht, wie unter 
6.2 Abs.6 beschrieben wurde, durch eine Privatperson. 
Eine Auffüllung des Geländes ist nicht machbar, dadurch 
würde das angrenzende Grundstück im Ostbereich über-
flutet. 
 
 
Das Gutachten mit den Empfehlungen der Gutachter soll-
te jeden zu dem Schluss kommen lassen, keine Änderung 
an dem vorhandenen B-Plan vorzunehmen. 
Sollte das Dorferneuerungskonzept mit dem Gutachten 
nicht vorliegen, können wir sofort eine Kopie vorlegen. 
 
 
 
 
 

chender Belichtung und Belüftung von 
keinen negativen Auswirkungen auszu-
gehen. 
 
Die Frage der erforderlichen Stellplätze 
ist abschließend im Baugenehmigungs-
verfahren zu beantworten. Der Bauan-
trag muss ausreichend Stellplatzflächen 
auf eigenem Grundstück nachweisen. 
Das Plangrundstück ist groß genug, um 
mindestens zwei Stellplätze / Garagen / 
Carports unter zu bringen. Unter Aus-
nutzung der erforderlichen Zufahrten 
können über den bauordnungsrechtli-
chen Bedarf hinaus weitere Stellplätze 
angeboten werden. Eine Gefährdung 
des Sozialfriedens aufgrund der vorlie-
genden Planung durch zu knappen 
Parkraum wird daher nicht gesehen.  
 
 
Zur Bestimmung der Untergrundverhält-
nisse für die Durchführung der Baumaß-
nahme wurde die Hinz Ingenieure 
GmbH von der Stadt Ennigerloh beauf-
tragt, die örtliche Situation aus hydroge-
ologischer Sicht zu beschreiben und mit 
Blick auf die geplante Bebauung zu be-
urteilen (Gutachten über die hydrogeo-
logischen Verhältnisse im Baubereich, 
HINZ Ingenieure GmbH, Münster, Juni 
2018). 
 
Auf Grundlage der Ergebnisse des Gut-
achtens (siehe oben) erfolgt folgende 
Festsetzung:  
 
Innerhalb des Plangebietes ist bei der 
Errichtung von baulichen Anlagen ein-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein erneuter Beschluss erforder-
lich. 
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Eine Trockenlegung der Feuchtwiese ist aus Naturschutz-
gründen grundsätzlich zu vermeiden, vor allem wenn im 
Vorfeld keine UVP durchgeführt wurde. 
 

schließlich der Versiegelung von Bau-
grundstücksfläche durch Stellplätze und 
deren Zufahrten im Rahmen eines Bau-
antragsverfahrens der Nachweis einer 
kontrollierten Aufnahme und Abführung 
von Oberflächenwasser nachzuweisen.  
Das hangabfließende Oberflächenwas-
ser kann in einen angrenzenden Nieder-
schlagswasserkanal abgeleitet werden. 
Dabei ist die Abwehr nachteiliger Aus-
wirkungen durch den Abfluss von Ober-
flächenwasser auf das Baugrundstück 
selbst und auf die benachbarten bebau-
ten und unbebauten Baugrundstücke 
darzulegen und die Funktion der zu tref-
fenden Maßnahmen nachzuweisen. Ei-
ne erforderliche Auffüllung des Bau-
grundstückes kann ausnahmsweise zu-
gelassen werden. 
Hierfür ist die entsprechende Abstim-
mung mit der Stadt Ennigerloh - Eigen-
betrieb Abwasser der Stadt Ennigerloh - 
zu führen. 
 
Im Plangebiet und seinem Wirkungsbe-
reich befinden sich keine geschützten 
Arten. Eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist für die vorliegende Planung nicht 
erforderlich. Da der Bebauungsplan 
gem. § 13a (1) BauGB im beschleunig-
ten Verfahren aufgestellt wird, kann auf 
die Durchführung einer Umweltprüfung 
gem. § 2 (4) BauGB verzichtet werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein erneuter Beschluss erforder-
lich. 
 
 

 

 


